
Satzung

des Verbandes der Gartenfreunde des Kreises Greiz  e.V.
§ 1

 Name, Sitz und Geltungsbereich
1. Der Verein führt den Namen  Verband der Gartenfreunde des Kreises Greiz e.V., 

    Im folgenden  Verband  genannt.

2. Der Verband hat seinen Sitz in Greiz und ist unter diesem Namen mit  VR  153  in das  

    Vereinsregister des Amtsgerichtes Greiz eingetragen.

3. Der Verband ist selbständig, parteipolitisch und konfessionell unabhängig und verfolgt 

    unmittelbar und ausschließlich gemeinnützige Zwecke und wird nach demokratischen 

    Grundsätzen geführt.

4. Der Verband ist ein Verein zur Förderung des Kleingartenwesens im Gebiet des Kreises Greiz.

5. Der Verband vereint in sich gegenwärtig Kleingartenvereine der Stadt Greiz und Umgebung.

6. Der Verband ist Mitglied im Landesverband Thüringen der Gartenfreunde e.V.

§ 2 

Zweck und Aufgaben
1. 

a) 

Der Verband erstrebt den Zusammenschluss aller in den Städten und Gemeinden bestehenden Kleingartenvereine in Greiz und Umgebung.

 b) 

Er setzt sich für die Förderung und Erhaltung von Kleingartenanlagen und ihre Ausgestaltung als Bestandteil des der Allgemeinheit zugänglichen öffentlichen Grüns in Verbindung mit den Kommunalbehörden ein.

 c) 

Der Verband handelt im Auftrag seiner Mitgliedervereine insbesondere zu Fragen

 - des dauernden Schutzes ihrer Kleingärten durch Festsetzung als Dauerkleingartenanlagen

    in Bebauungsplänen der Städte und Gemeinden in Zusammenarbeit mit den Kommunen

    unter Beachtung der Gemeinnützigkeit;

 - des Abschlusses von General- bzw. Zwischenpachtverträgen.

    Dazu pachtet der Vorstand entsprechende Grundstücke und schließt selber oder beauftragt  

    die Vorstände der Kleingartenvereine, die Einzelpachtverträge mit den Kleingärtnern auf   

    der Grundlage gemeinnütziger Aspekte zu schließen;

 - der allgemeinen Entwicklung des Kleingartenwesens;

 - des Abschlusses von Versicherungen zum Schutz der Mitglieder;

 - der Sammlung und Weiterleitung statistischen Materials zur Vorbereitung gesetz-

    geberischer und verwaltungsbehördlicher Maßnahmen, die der Erhaltung und Förderung des   

    Kleingartenwesens dienen;

 - der Verband setzt sich für die Belange eines zeitgemäßen Kleingartenwesens in sozial- 

    politischer und städtebaulicher Hinsicht ein. Er wirkt mit bei der Schaffung und Erhaltung 

    von Kleingärten und der Förderung des Kleingartenwesens, insbesondere bei der Bereitstellung 

    von Kleingärten in ausreichendem Umfang für die Bevölkerung durch entsprechende   

    Mitwirkung bei der Gestaltung der Stadt- und Raumplanung durch die Kommunen;

  - der Förderung des Umweltschutzes, der Volksgesundheit und der Heranführung der Jugend zur 

     Naturverbundenheit in Verbindung mit den Kleingartenvereinen;

  - der Organisierung der Ausbildung der Fachberater;

  - der Beschaffung von Fördermitteln in Verbindung mit den Kommunalbehörden;

- der Gewährung von Rechtsschutz für die angeschlossenen Kleingartenvereine in der   

   gerichtlichen und außergerichtlichen Auseinandersetzung mit den Bodeneigentümern.

2. 

a) 

Der Verband verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnittes “Steuerbegünstigte Zwecke” der jeweils gültigen Abgabenordnung.

b)

 Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigennützige Zwecke.

 c)

 Mittel des Verbandes dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder  ( vgl. § 3 ) erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Verbandes. Der Verband unterwirft sich der Prüfung seiner Geschäftsführung gemäß § 2 des Bundeskleingartengesetzes.

d) 

Der Vorstand ist ehrenamtlich tätig. Darüber hinaus darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Verbandes fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.

3. 

Der Verband hat seine Anerkennung als gemeinnützige Kleingärtnerorganisation im Sinne  

des Bundeskleingartengesetzes und der Abgabenordnung zu beantragen. Er hat seine Mittel 

ausschließlich zur Förderung des Kleingartenwesens im Interesse der Mitglieder zu verwenden.

4. 

Der Verband hat seine Mitglieder im Rahmen seiner Möglichkeiten zu beraten, zu betreuen

und zu schulen.

§ 3   

Mitgliedschaft für Vereine
1. 

Mitglied des Verbandes können alle Kleingartenvereine, die Kleingartenanlagen im Sinne des

Bundeskleingartengesetzes nutzen, werden. Die Kleingartenvereine müssen im Vereinsregister eingetragen sein und die Satzung und Beschlüsse des Verbandes anerkennen. 

2. 

Der Beitritt muss schriftlich beantragt werden. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand

innerhalb von 2 Monaten. Im Falle der Ablehnung steht dem Antragsteller innerhalb von 4 Wochen der Einspruch zu, über den die Verbandsversammlung endgültig entscheidet.

3. 

Von den Vereinen /Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages wird   

von der  Verbandsversammlung festgelegt. Beitragspflicht besteht für das volle Geschäftsjahr. 

 Die Beiträge, Pachten, Versicherungen u.a. sind bis zum 30.06. des laufenden Jahres zu zahlen.

4.

Der Verband kann von Mitgliedern der Vereine eine Umlage in Höhe von höchstens 15,00 € im Jahr verlangen. Ein Beitrag oder Erhöhung der  Umlage muss in der jährlichen Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit beschlossen werden.

5. 

Die Mitgliedschaft der Vereine erlischt durch Austritt, Ausschluss oder Verlust der 

Rechtsfähigkeit.  Der Austritt kann nur zum Schluss des Geschäftsjahres erfolgen. Er muss dem Vorstand bis  zum 30.06. des Geschäftsjahres schriftlich durch eingeschriebenen Brief  angezeigt werden.  Der Austritt des Mitgliedsvereins kann nur durch Mitgliederbeschluss des betreffenden Vereins auf der Grundlage seiner Satzung erklärt werden. 

6. 

Bei groben Verstößen  gegen die Satzung des Verbandes können die Mitglieder nach zweimaliger Abmahnung auf Beschluss des Vorstandes aus dem Verband ausgeschlossen werden. Das Mitglied kann auch auf Vorstandsbeschluss ausgeschlossen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrages im Rückstand ist. Innerhalb einer

Frist von einem Monat nach Zustellung des Ausschließungsbescheides kann das betroffene Mitglied schriftlich Einspruch beim Vorstand einlegen. Über den Einspruch entscheidet die 

Verbandsversammlung endgültig.

7. 

Mit dem Ausscheiden erlöschen alle Ansprüche an das Verbandsvermögen. Bis zum Ausscheiden behalten alle aufgelaufenen Verpflichtungen ihre Fälligkeit.

8.

Die Mitglieder des Vorstandes des Verbandes können und sollen auch ohne Einladung an Mitgliederversammlungen der Mitgliedervereine teilnehmen.

§4 

Mitgliedschaft für Bürger

Mitglied des Verbandes  kann jeder Bürger werden, der das 18.Lebensjahr vollendet hat.

Die Aufnahme als Mitglied im Verband ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme. Sollte darüber keine Einigung erzielt werden, ist der Antrag der Mitgliederversammlung vorzulegen. Die Entscheidung der Mitgliederversammlung ist endgültig.

Die Mitgliedschaft wird nach der Bestätigung durch die Mitgliederversammlung wirksam.

§5

Rechte und Pflichten der  Mitglieder der Anlagen/ Vereine

Jedes Mitglied ist berechtigt, 

sich aktiv am Anlagenleben/ Vereinsleben zu beteiligen, an allen Veranstaltungen der Anlagen/Vereine teilzunehmen.

Jedes Mitglied ist verpflichtet,

diese Satzung, den Kleingartenpachtvertrag und die Gartenordnung einzuhalten und nach diesen Grundsätzen sich innerhalb der Anlage/ des Vereins kleingärtnerisch zu betätigen;

Beschlüsse der Anlage/ des Vereins anzuerkennen und aktiv für deren Erfüllung zu wirken;

Mitgliedsbeiträge, Pachten, Umlagen, sowie andere finanzielle Verpflichtungen nach Aufforderung innerhalb der gesetzten Zeit der Kostenanforderung bzw. des Pachtvertrages zu entrichten;

die von der Mitgliederversammlung beschlossenen Gemeinschaftsleistungen für Werterhaltung zu erbringen;

für nicht geleistete Gemeinschaftsleistungen ist der von der  Mitgliederversammlung beschlossene Ersatzbetrag finanziell zu entrichten.

§6

Beendigung der Mitgliedschaft für Mitglieder der Anlagen

Die Mitgliedschaft endet durch:

1.schriftliche Austrittserklärung

2.Ausschluss

3.Tod

Zu1. 

Der Austritt soll in der Regel bis zum 3. Werktag im Juni eines Jahres erfolgen.

Zu2. 

Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es

die ihm auf Grund der Satzung, Kleingartenordnung, Vorstandsbeschlüsse oder Mitgliederbeschlüsse obliegenden Pflichten schuldhaft  verletzt;

durch sein Verhalten das Ansehen oder die Interessen des Vereins in grober Weise schädigt

oder sich gegenüber Vorstandsmitgliedern,  Mitgliedern des Vereins gewissenlos verhält;

seine Rechte und Pflichten aus der  Mitgliedschaft oder die Nutzung der Kleingartenparzelle

auf Dritte überträgt.

Über den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder, dazu ist das Mitglied rechtzeitig einzuladen. Sollte das Mitglied durch Krankheit verhindert sein, ist der Ausschluss in der darauffolgenden Vorstandssitzung in Anwesenheit des Mitgliedes auszusprechen.

Der Beschluss der Mitgliederversammlung über einen Ausschluss ist endgültig. Der Beschluss ist dem Mitglied auszusprechen.

Mit der Beendigung der Mitgliedschaft enden alle Rechte und Pflichten des Mitglieds, die sich aus der Satzung ergeben. Alle finanziellen und sonstigen Verpflichtungen sind bis zum Tag der Beendigung zu begleichen. Das Mitglied kann entscheiden ob er den Pachtvertrag beenden oder weiterführen möchte, bei Weiterführung ist ein Nutzungsvertrag zum bestehenden  Pachtvertrag abzuschließen.

Zu3.

Bei Tod des Mitglied endet die Mitgliedschaft zum Ende des Monats, sie kann durch die / der Ehefrau/ Ehemann, der/ den Lebensgefährtin / Lebensgefährten übernommen werden. Der Pachtvertrag ebenso. Lebt keiner der o.g. Partner mehr, entscheidet das Nachlassgericht oder die Erben über das Vermögen des Gartens bzw. über dessen weitere Nutzung.

§ 7

 Organe
Organe des Verbandes sind:

a) die Verbandsversammlung

b) der Vorstand    

§ 8 

Verbandsversammlung
1. 

Die Verbandsversammlung ist mindestens alle 2 Jahre in den ersten 4 Monaten des betreffenden Jahres einzuberufen.

2. 

Eine außerordentliche Verbandsversammlung ist einzuberufen, wenn ein Viertel der Mitglieder dies verlangt, oder wenn durch Rücktritt, Krankheit oder Tod das Amt des Vorsitzenden bzw. des stellvertretenden Vorsitzenden neu zu besetzen ist oder ein Widerspruch eines Vereins zu entscheiden ist.

3.

 Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertretern der Mitgliedervereine und Anlagen, die entsprechend ihrer Stärke diese als Delegierte entsenden. Die Anzahl der Delegierten ist vor jeder ordentlichen Verbandsversammlung nach dem letzten, dem Vorstand gemeldeten Mitgliederstand der Mitgliedervereine/Anlagen, zu ermitteln. 

4. 

Die Zahl der Delegierten ist den Mitgliedsvereinen/Anlagen mindestens 1 Monat vor der Verbandsversammlung durch den Kreisverband mitzuteilen.

5.

 Jeder Verein/Anlage hat mindestens eine Stimme.

    - Vereine/Anlage unter   100  Vereinsmitgliedern  -    1 Vertreter

    - Vereine/Anlage über    100  Vereinsmitgliedern  -    2 Vertreter

  Nur Vertreter der Mitgliedsvereine/Anlagen sind stimmberechtigt und wahlberechtigt. Wählbar sind alle Mitglieder des Verbandes.

6. 

Anträge zur Verbandsversammlung sind mit Begründung wenigstens drei Wochen vorher schriftlich beim Vorstand einzureichen. Die eingereichten Anträge sind den Delegierten 

spätestens eine Woche vor der Verbandsversammlung zuzusenden. 

7. 

Die Verbandsversammlung wird vom Vorsitzenden, im Verhinderungsfall von seinem Stellvertreter geleitet. Die Verbandsversammlung kann einen Versammlungsleiter  wählen.

8.

Alle Einladungen zur Verbandsversammlung erfolgen schriftlich mit einer Frist von 

mindestens 4 Wochen. Die Einladung kann auch in der örtlichen Presse veröffentlicht werden.

9. 

Dringlichkeitsanträge sind jeder Zeit  in der Mitgliederversammlung zulässig. Die Mehrheit 

der anwesenden Mitglieder entscheidet.

§ 9 

 Aufgaben der Verbandsversammlung
Der Verbandsversammlung obliegen folgende Aufgaben:

· Entgegennahme und Bestätigung des Geschäfts- und Kassenberichtes und des Berichtes des Kassenprüfern

· Entlastung des Vorstandes

· Beschlussfassung über Beiträge

· Die Beschwerden zur Aufnahme von Mitgliedern

· Den Ausschuss von Mitgliedern; bei Beschwerden über den Ausschluss und Nichtabhilfe gibt der Gesamtvorstand  die Sache zum Verbandsversammlung zur entgültigen Entscheidung

· Die Mitgliedschaft im Landesverband Thüringen der Gartenfreunde e.V. 

· Ordnungen und Richtlinien des Verbandes, soweit nicht der Verbandsversammlung zur entgültigen Entscheidung

· Die vorzeitige Abberufung von Vorstandsmitgliedern aus wichtigen Grund

· Beschlussfassung über Anträge

· Wahlen zum Vorstand

· Wahl von bis zu 3 Kassenprüfern

· Wahl des Schlichtungsausschusses

· Endgültige Entscheidung bei Einsprüchen über den Ausschluss von Mitgliedern, Vereinen/ Anlagen

· Entscheidung über Satzungsänderungen

· Auflösung des Verbandes

§ 10 

Vorstand
1. 

Der Vorstand besteht aus:

    a) dem Vorsitzenden

    b) seinem Stellvertreter                                           

    c) dem Schatzmeister

    d)  bis zu fünf Beisitzern 

 Der Vorstand führt die Verbandsgeschäfte und ist für alle Angelegenheiten des Verbandes zuständig. Alle Vorstandsmitglieder müssen voll geschäftsfähig sein. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden und seinem 

Stellvertreter. Beide sind alleinvertretungsberechtigt. Dem Verband gegenüber ist der Stellvertreter verpflichtet, dass Amt nur bei Verhinderung des Vorsitzenden auszuüben.

2. 

Der Vorstand wird auf die Dauer von  5 Jahren gewählt.

3. 

Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahl im Amt.

4. 

Die Wiederwahl ist möglich.

5. 

Für die Leitung der Wahl des Vorstandes und der Kassenprüfer ist eine Wahlkommission zu

bilden.

§ 11

Aufgaben des Vorstandes
1. 

Dem Vorstand obliegen:

· Vorbereitung und Einberufung der Verbandsversammlung sowie Aufstellung der        Tagesordnung

· Ausführung und Kontrolle von Beschlüssen der Verbandsversammlung

· Führen von Mitgliederlisten

· die Geschäftsführung des Verbandes

· die Aufnahme von Mitgliedern (Vereine) und Mitgliedern (Bürgern)

· Auszeichnungen und Ehrungen von Mitgliedern der Vereine und Anlagen 

· Beschlussfassung über die Einsprüche zur Ablehnung von Aufnahmeanträgen und  Ausschluss von Mitgliedern

· die Aufstellung des Haushaltsplanes    

·  die Verwaltung und Verwendung des Verbandsvermögens und des Vermögens der Anlagen im Rahmen des Haushaltsplanes

· die Erstattung des Geschäfts- und Kassenberichtes

· die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des Verbandes 

 2. 

Die Geschäftsführung des Vorstandes und der Anlagen erfolgt durch eine Geschäftsstelle. Der  

Vorstand kann im Interesse seiner Arbeit Arbeitskreise bzw. -gruppen bilden.

3. 

Sitzungen des Vorstandes sind vom Vorsitzenden, im Verhinderungsfall vom 

Stellvertreter nach Bedarf, jedoch mindestens Quartalsweise einzuberufen und zu leiten.

§ 12

 Kassen- und Rechnungswesen
1.  

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

2.  

Der Verband finanziert sich aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden , Verbandsfeste. 

3.

Die Mitglieder sind verpflichtet, entsprechend ihrer Vereinsstärke und Flächengröße, die von 

der Verbandsversammlung beschlossene Höhe der Beiträge, Pachten, Versicherungen, Rechts-

schutz fristgerecht, bis 30.06. des laufenden Jahres, zu bezahlen. Die Zahlungsweise und die 

Verzugsfolgen regelt die Kassenordnung. Mit der Zahlung der Beiträge erhalten die Mitglieder das Recht, Leistungen des Verbandes in Anspruch zu nehmen und mit allen Organen des Verbandes zusammenzuarbeiten. Sie erhalten:

   a) Hilfe in Rechtsfragen

   b) Hilfe bei der Finanz- und Vermögensverwaltung

   c) Fachberatung

Informations- und Schulungsmaterial

Verwaltung bei Auflösung eines Mitgliedsvereins

4.  

Bücher der Kasse des Verbandes und der Anlagen, die verwaltet werden, müssen jährlich 

einmal durch die Kassenprüfer geprüft   werden.

5. 

Auszahlungen dürfen nur auf der Grundlage einer Kassenordnung erfolgen, die vom Vorstand zu bestätigen ist, es können Rücklagen gebildet werden.

6. 

Der Verband haftet nur mit seinem Vermögen.

§ 13

Kassenprüfer
1. Die Kassenprüfer werden auf Dauer von fünf Jahren gewählt. Sie dürfen nicht dem Vor-

    stand angehören.

2. Die Kassenprüfer berichten der Verbandsversammlung über das Ergebnis der Prüfungen.

3. Die Kassenprüfer unterliegen keiner Weisung oder Beaufsichtigung durch den Vorstand.

§ 14

Schiedsverfahren
1. 

Streitigkeiten zwischen Mitgliedern oder Mitgliedern und dem Verband, die trotz Vermittlung des Vorstandes nicht geschlichtet werden können, sind durch Schiedsverfahren 

 zu  entscheiden.

2. 

Die Verbandsversammlung beschließt Richtlinien über die Art und Durchführung des Verfahrens. 

§ 15

Abstimmung / Protokollpflicht
1. 

Die Organe des Verbandes sind beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte ihrer Mitglieder

anwesend sind. Sie sind ohne Rücksicht  auf die Zahl  ihrer Mitglieder beschlussfähig, wenn

wegen des selben Gegenstandes zum zweiten Male einberufen  und in der Einladung ausdrücklich hierauf hingewiesen wird.

2. 

Beschlüsse von Verbandsorganen werden, sofern nichts anderes bestimmt ist, mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Als angenommen gilt der Antrag, der die

meisten Stimmen auf sich vereinigt hat, wobei Stimmenthaltungen nicht mitgezählt werden.

Bei Stimmengleichheit gelten Anträge als abgelehnt.

3. 

Für die vorzeitige Abberufung von Mitgliedern des Vorstandes ist eine Mehrheit von 2/3 der

abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.

4. 

Satzungsänderungen und Ausschluss von Mitgliedern erfordern 3/4 der abgegebenen gültigen Stimmen.

5. 

Einladungen haben schriftlich zu erfolgen. Die Verbandsversammlung ist mindestens 4 Wochen vorher unter Angabe der Tagesordnung einzuberufen.

6. 

Über Beschlüsse der Verbandsorgane sind Protokolle zu fertigen. Anträge sind im Wortlaut

zu protokollieren, Anwesenheitslisten sind bei Sitzungen und Versammlungen von Verbandsorganen, sonst nach Zweckmäßigkeit, zu führen.

7. 

Protokolle sind vom Vorsitzenden und Schriftführer zu unterzeichnen und dem selben

Gremium zur nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen.

§ 16

Satzungen und Gartenordnungen der Mitgliedervereine
Die Mitgliedervereine sind gehalten, sich an der Satzung und an der Rahmengartenordnung  des Verbandes zu orientieren.

Den Verbandsinteressen entgegenstehende Festlegungen sind nicht in ihre Satzungen  aufzunehmen.

§ 17

Auflösung
1. 

Die Auflösung des Verbandes  kann nur auf einer eigens hierfür  einzuberufenden Verbands-

versammlung, an der mindestens 75 % der Mitgliedervereine teilnehmen müssen, mit den

Stimmen von 3/4 der erschienenen Delegierten beschlossen werden. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so beschließt eine erneut einzuberufende Verbandsversammlung mit der Mehrheit von 2/3 der anwesenden Delegierten.

2. 

Im Falle der Auflösung des Verbandes oder bei  Wegfall seines gemeinnützigen Zwecks ist

sein Vermögen dem Landesverband Thüringen der Gartenfreunde e.V. zu übertragen und

von diesem ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige, kleingärtnerische Zwecke zu verwenden.

§ 18

Klauseln
1. 

Der Verband der Gartenfreunde des Kreises Greiz e.V. als Haupt- bzw. Generalpächter

tritt für alle entstehenden Kosten, die aus einer Nichteinhaltung des Bundeskleingartengesetzes und anderer geltender Gesetze und Verordnungen durch die angeschlossenen Kleingartenvereine und deren Mitglieder bzw. Kleingartenpächter resultieren, nicht ein.

2. 

Der Verband der Gartenfreunde des Kreises Greiz e.V. erteilt den angeschlossenen Kleingartenvereinen ( Vorständen ) Verwaltungsvollmacht zur Begründung und Beendigung

von Kleingartenpachtverträgen entsprechend den Bestimmungen des Bundeskleingartengesetzes. Der Verband kann die Verwaltungsvollmacht bei Verstößen gegen die 

Bestimmungen des Bundeskleingartengesetzes sowie Verstößen gegen die für den Kreisverband geltenden Bestimmungen, Verträge und Rechtspositionen durch die Mitgliedsvereine zurücknehmen.

3.

Dem Vorsitzenden sowie dem Schatzmeister des Verbandes werden monatliche pauschalierte und direkte Kostenerstattungen durch die Mitgliederversammlung bewilligt. Über die Höhe der Kostenerstattungen entscheidet die Mitgliedervollversammlung entsprechend Satzung § 15 auf Antrag und Vorschlag des Vorstandes des Verbandes.

4.

Die Mitglieder des Vorstandes  haften, soweit sie sich nicht auf eine gesetzlichen fixierte Befreiung von Haftung berufen können nur bei grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz.

§ 19

Schlussbestimmungen
1. 

Der Vorstand wird ermächtigt, eine aus gesetzlichen und steuerrechtlichen Gründen notwendig werdende redaktionelle Änderung der Satzung vorzunehmen.

2. 

Diese Satzung und eventuelle Änderungen treten am Tage ihres Beschlusses in Kraft und sind im Vereinsregister eintragen zu lassen.

Diese Satzung wurde am 26.06.2010 Einstimmig auf der Mitgliederversammlung beschlossen.

Greiz, den 26.06.2010

Vorsitzender                                             

